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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung ist im Herbst 1973 dem Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Universität des Saarlandes in Saarbrücken als 
Dissertation vorgelegt und dann in der ersten Jahreshälfte 1974 noch 
einmal überarbeitet und auf den neuesten Stand gebracht worden. 

Leider konnte die jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs zum Gegenstand der Arbeit für die Druckfassung nicht mehr be-
rücksichtigt werden. Es handelt sich um die Vorabentscheidungs-Urteile 
"Cafe-HAG" (Urteil vom 3. 7. 1974 in der Rechtssache 192/73) und zwei-
mal "Centrafarm" (Urteile vom 31. 10. 1974 in den Rechtssachen 15/74 
und 16174). Während die Urteile "Cafe-HAG" und "Centrafarm II" 
(Rechtssache 16174) Parallelimportfälle aus dem Bereich des Waren-
zeichenrechts betreffen, bezieht sich das Urteil "Centrafarm I" (Rechts-
sache 15/74) erstmals auf den "klassischen" Fall des Parallelimports von 
patentgeschützten Erzeugnissen (vgl. die unter Rdnr. 2 der Entschei-
dungsgründe, S. 30 der maschinenschriftlichen Fassung, wiedergege-
benen Grundelemente des den Vorlagefragen zugrunde liegenden 
Rechts- und Tatsachenstoffs). 

Die Bedeutung des Cafe-HAG-Urteils liegt vor allem darin, daß es 
die durch das Sirena-Urteil hervorgerufene Unsicherheit im Hinblick 
auf die kartellrechtliche Beurteilung von Warenzeichenübertragungs-
verträgen beseitigt (vgl. hierzu§ 9 I. 1. der vorliegenden Untersuchung). 
Konnte auf Grund des Urteils Sirena fraglich sein, ob der Gerichtshof 
nicht bereits in jedem Übertragungsvertrag als solchem eine verbotene 
Vereinbarung i. S. von Art. 85 Abs. 1 des EWG-Vertrages sieht, und 
zwar auch dann, wenn zwischen den Vertragspartnern keinerlei irgend-
wie geartete rechtliche oder wirtschaftliche Beziehungen fortbestehen, 
so stellt das Gericht jetzt in lapidarer Kürze fest, da zwischen den 
beiden derzeitigen Zeicheninhabern keinerlei rechtliche, finanzielle, 
technische oder wirtschaftliche Verbindung bestehe, scheide die An-
wendung des Artikels 85 aus. 

Bemerkenswert an den beiden Centrafarm-Urteilen ist, daß sich der 
Gerichtshof ausgehend von einer Erläuterung des erstmals im Urteil 
Deutsche Grammophon verwendeten Begriffs des "spezifischen Gegen-
stands des kommerziellen Eigentums" deutlich in Richtung auf die vom 
Verfasser der vorliegenden Untersuchung als Lösungsweg vorgeschla-
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gene Güterahwägung zwischen der Sicherung des freien Warenver-
kehrs im Gemeinsamen Markt einerseits und der Erhaltung der Funk-
tionsfähigkeit der gewerblichen Schutzrechte andererseits bewegt. 

Als Fälle, in denen dabei dem Patentschutz Vorrang vor dem Erfor-
dernis der Freiheit des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs zu 
geben ist, sieht der Gerichtshof nach seinen Ausführungen im Urteil 
Centrafarm I (Rdnr. 11, S. 32 der maschinenschriftlichen Fassung) of-
fenbar die zwei folgenden an: 

- Herkunft des Erzeugnisses aus einem Mitgliedstaat, in dem es nicht 
patentfähig ist, und Herstellung dieses Erzeugnisses von Dritten 
ohne Zustimmung des Patentinhabers; 

- Patente stehen in den fraglichen Mitgliedstaaten originär rechtlich 
und wirtschaftlich selbständigen Inhabern zu. 

Ohne Zweifel zieht der Gerichtshof mit der Beschränkung auf diese 
beiden "Rechtfertigungsgründe" die Grenzen des patentrechtliehen 
Schutzbereichs außerordentlich eng, wahrscheinlich zu eng. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit sich das Gericht an Hand entsprechender Fälle 
bereit finden wird, diese auf den ersten Blick einer recht weitgehenden 
Beschneidung des Patentschutzes gleichkommende Auslegung zu kor-
rigieren. So ist z. B. nicht einzusehen, daß dem Patentinhaber zugemu-
tet werden soll, in seiner Person auf den Vertrieb seines Erzeugnisses 
im patentfreien Gemeinschaftsausland zu verzichten, weil er dadurch 
sein im Inland sehr wohl bestehendes Patentrecht selbst entwerten 
würde. 

Brüssel, im Dezember 1974 

Jürgen Andermann 
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Einleitung 

Art. 2* sieht vor, daß die Ziele der EWG, nämlich 

- eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft, 

- eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, 

- eine größere Stabilität, 

- eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung 
und schließlich 

- engere Beziehungen zwischen den in der Gemeinschaft zusammen-
geschlossenen Staaten 

durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und durch die 
schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
erreicht werden sollen. Der Errichtung des Gemeinsamen Marktes, d. h. 
der Herstellung binnenmarktähnlicher Verhältnisse im Gebiet der 
EWG, stehen neben zahllosen anderen Hindernissen die gewerblichen 
Schutzrechte, also Patent, Sortenschutz, Gebrauchs- und Geschmacks-
muster sowie Warenzeichen, entgegen. Gleiches gilt für das Urheber-
recht und die diesem verwandten Schutzrechte. 

Dieser Widerspruch zwischen Europäischem Gemeinschaftsrecht 
einerseits und gewerblichem Rechtsschutz und Urheberrecht anderer-
seits tritt in zweifacher Hinsicht auf: 

- einmal im Hinblick auf die unterschiedliche Ausgestaltung der ge-
werblichen Schutzrechte und des Urheberrechts nach Voraussetzun-
gen, Inhalt und Umfang in den verschiedenen Mitgliedstaaten; 

- zum anderen im Hinblick auf die, jedenfalls nach herkömmlicher 
Auffassung, bestehende Möglichkeit, die Einfuhr von Erzeugnissen, 
für die im Inland ein Schutzrecht besteht, mit dem Mittel der Ver-
letzungsklage zu unterbinden, und dies selbst dann, wenn das frag-
liche Erzeugnis im Ausfuhrland rechtmäßig in Verkehr gebracht 
worden war. 

Beide Aspekte wurden im europarechtlichen Schrifttum unmittelbar 
nach Inkrafttreten des EWGV ausführlich erörtert. Ihre störenden Aus-
wirkungen auf die Errichtung des Gemeinsamen Marktes standen sehr 

* Artikel ohne nähere Bezeichnung sind solche des EWGV. 

2 Andermann 
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bald außer Frage, wobei der zweite Aspekt einer möglichen Verhin-
derung der Einfuhren geschützter Erzeugnisse aus einem anderen Mit-
gliedstaat als der schwerwiegendere angesehen wurde. 

Die Erkenntnis der prinzipiellen Unvereinbarkeit des sog. Territo-
rialitätsprinzips - ein Begriff mit dem der bestehende Zustand schlag-
wortartig charakterisiert zu werden pflegt - mit den Erfordernissen 
der Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und vor allem der Her-
stellung des freien Warenverkehrs in diesem Gemeinsamen Markt hat 
in zweifacher Hinsicht Folgen gezeitigt: 

- In der Literatur wurden verschiedene Theorien für eine Abgren-
zung von Gemeinschaftsrecht und gewerblichem Rechtsschutz sowie 
Urheberrecht entwickelt. Sie reichen von der völligen Freistellung 
der gewerblichen Schutzrechte und des Urheberrechts von der An-
wendung des Gemeinschaftsrechts bis zum Vorrang eben dieses 
europäischen Gemeinschaftsrechts gegenüber dem nationalen Recht 
der gewerblichen Schutzrechte und des Urheberrechts mit der Folge, 
daß einmal rechtmäßig in Verkehr gesetzte Erzeugnisse im gesamten 
Gebiet der Gemeinschaft frei zirkulieren können. 

- Auf der anderen Seite wurde auf Initiative der damaligen EWG-
Kommission schon 1959, im zweiten Jahr der EWG, mit der Ausar-
beitung von Übereinkommen über ein europäisches Patentrecht und 
ein europäisches Markenrecht begonnen. Die Arbeiten am europäi-
schen Patentrecht stehen vor ihrem Abschluß. Die Bemühungen um 
die Schaffung eines europäischen Markenrechts sind über einen 
ersten Übereinkommens-Vorentwurf noch nicht hinausgediehen. 



Erstes Kapitel 

Grundlagen, Problemstellung und Gang 
der Untersuchung 

Die vorliegende Untersuchung befaßt sich mit dem oben erwähnten 
zweiten Aspekt des Widerspruchs zwischen Europäischem Gemein-
schaftsrecht einerseits und gewerblichem Rechtsschutz und Urheber-
recht andererseits, also mit der Möglichkeit, die Einfuhr geschützter 
Erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten mit dem Mittel der Verlet-
zungsklage zu unterbinden. Bevor darauf im einzelnen eingegangen 
wird, soll das "Umfeld" dieses Problems näher erkundet werden. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei die allgemeine Stellung der gewerb-
lichen Schutzrechte, vor allem des Patentrechts, im Wirtschaftssystem. 
Dieser "Stellenwert" des Patentrechts läßt sich vor allem anhand der 
historischen Entwicklung verdeutlichen. 

1. Abschnitt 

Grundlagen 

§ 1 Das Dilemma zwischen Patentschutz und Wettbewerbsfreiheit 

I. Die Auseinandersetzung zwischen Patentanhängern und 
Freihandelsschule um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 

Die Geschichte des Patentwesens während der letzten 150 Jahre ist 
durch die Auseinandersetzung mit der Gewerbe- oder Wettbewerbs-
freiheit! gekennzeichnet. Ihren ersten Höhepunkt erreichte diese Aus-
einandersetzung um die Mitte des vorigen Jahrhunderts, als Bestre-
bungen zur Erweiterung und Verstärkung des Patentschutzes auf den 
Widerstand der sog. Freihandelsschule stießen. In beinahe allen Län-
dern Europas kam es zu einer Antipatentbewegung mit der Forderung, 
das Patentsystem überhaupt abzuschaffen. Ihren ersten "Durchbruch" 

1 Der noch im 19. Jahrhundert gebräuchliche Begriff der "Gewerbefreiheit" 
(ursprünglich als Forderung gegen den aus dem Mittelalter überkommenen 
Zunftzwang erhoben) ist durch den Begriff der "Wettbewerbsfreiheit" ver-
drängt worden (vgl. etwa zur Einführung der Gewerbefreiheit in Preußen 
im Zuge der Stein-Hardenbergsehen Reformen Herzfeld, 63). 
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